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Agenda

1. Begrüßung: drei häufige Beratungsthemen

2. CO2-Kosten-Aufteilung

3. Wohnungseigentum – privilegierte Vorhaben? - Wallboxen und Balkonkraftwerke

4. Gebäudeenergiegesetz (Heizungsgesetz)

5.    Fragen und Antworten
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Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz –
CO2KostAufG
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• Inkrafttreten am 01.01.2023

• Beteiligung an der erhobenen CO2-Abgabe 

auf fossile Brennstoffe

• Stufenmodell: maßgeblich der jährliche CO2-

Ausstoß in Kilogramm des vermieteten 

Gebäudes pro m² Wohnfläche

CO2KostAufG
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CO2KostAufG
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CO2KostAufG
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Wie ist abzurechnen?

1. Brennstofflieferanten sind informationspflichtig: Ausweis in der Rechnung von Brennstoffemissionen, 
Kohlendioxidkosten, Emissionsfaktor und Energiegehalt der gelieferten oder zur Wärmeerzeugung eingesetzten 
Brennstoffe

2. Vermieter:  Ermittlung der Kosten im Rahmen der jährlichen Heizkostenabrechnung

(1) Berechnung des spezifischen CO2-Ausstoßes

(2) Berechnung der angefallenen CO2-Kosten

! Kürzungsrecht der Heizkosten um 3 %

3. Mieter: 

Versorgt sich der Mieter selbst, hat der Mieter einen Erstattungsanspruch gegen den Vermieter, der innerhalb 
von 12 Monaten nach Rechnungserhalt geltend gemacht werden muss

4. Berechnungstool der Bundesregierung: https://co2kostenaufteilung.bmwk.de/schritt1

CO2KostAufG



Wohnungseigentum –
privilegierte Vorhaben?

Wallboxen und Balkonkraftwerke



Problem der baulichen Änderungen

- Mehrheitserfordernis für bauliche Änderungen nach WeMoG

- Privilegierung:
§ 20 Abs. 2 WEG:

„(2) Jeder Wohnungseigentümer kann angemessene bauliche Veränderungen verlangen, 
die … 2.     dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge, dienen. Über die Durchführung ist 
im Rahmen ordnungsmäßiger Verwaltung zu beschließen.“

- Diffizile Ausführungsbeschlüsse unter Berücksichtigung von Lastmanagement

- Einordnung von Balkonkraftwerken (RefE)
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Gebäudeenergiegesetz
„Heizungsgesetz“



Quelle: Bundesregierung Seite 11



Umsetzungsfristen

- Verpflichtende Wärmeplanung Wärmeplanungsgesetz (WPG)

für Gemeinden mit >100.000 Einwohnern bis zum 30.6.2026; 

für Gemeinden mit bis zu 100.000 Einwohnern bis zum 30.6.2028. 

- Umsetzungsaufschub bei Bestandsimmobilien

- fünf Jahre Übergangsheizung
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Erfüllungsoptionen - Wahlfreiheit

Anschluss an ein Wärmenetz 

Einbau einer Wärmepumpe mit Wärmequelle Luft, Erdreich oder Wasser 

Einbau einer Biomasseheizung auf Basis fester oder flüssiger Biomasse 

Einbau einer Gasheizung unter Nutzung von grünen Gasen und Wasserstoff 

Einbau einer Hybridheizung (fossile Heizung und 65 %-EE-Technologien) 

Einbau einer Stromdirektheizung in gut gedämmten Häusern und in Ein- und 
Zweifamilienhäusern, wenn Eigentümer selbst drin wohnt 

Erst ab 2045 gilt ein generelles Betriebsverbot für fossile Heizungen. 
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Übergangsfristen bei Gasetagenheizung und Einzelöfen (§ 71l) 

5 Jahre nach Ausfall der ersten Gasetagenheizung oder Einzelofens muss der 
Eigentümer oder die WEG entschieden haben, ob sie weiterhin dezentral oder 
zentral heizen wollen 

Wahl Zentralheizung: dann 8 Jahre Zeit zum Anschluss der Wohnung an die 
Zentralheizung; wer sich nicht anschließen will, muss die 65 %-EE-Pflicht nach 
der 5 Jahres-Frist für neu eingebaute Geräte erfüllen 

Wahl dezentrale Geräte: alle nach der 5 Jahres-Frist eingebauten Geräte müssen 
die 65 %-EE-Pflicht erfüllen (Biogas, Klimasplitgeräte) 
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Quelle: Bundesregierung Seite 15


